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Zur person

E Der SPD-Politiker
WolfgangThierse
(72) wird Leiter des
Politischen Clubs
der „Denkfabrik“
Evangelische Akade-
mie Tutzing. Der
ehemalige Bundes-

tagspräsident werde erstmals im
November die Herbsttagung des
Politischen Clubs leiten, teilte die
Akademie gestern in Tutzing am
Starnberger See mit. Der Politische
Club Akademie Tutzing besteht seit
1954. Seine Tagungen gelten seit
mehr als sechs Jahrzehnten als
hochkarätige Diskussionsveranstal-
tungen, von denen oft Anstöße für
wichtige politische und gesell-
schaftliche Entwicklungen ausgin-
gen. Thierse löst Bayerns Ex-Minis-
terpräsidenten Günther Beckstein
(CSU) ab, der das Amt nach fünf
Jahren abgibt. Der Katholik Thierse
ist der 16. Leiter des Politischen
Clubs. Text/Foto: dpa

KurZnotiert

IS-Terrormiliz gerät
in Libyen unter Druck
Tripolis.Mit der neuen Einheits-
regierung verbündete libysche
Milizen sind bis auf wenige Kilo-
meter an die IS-Hochburg Sirte
herangerückt. Die Stadt gilt als
Hauptstadt der Terrormiliz in Li-
byen. Gebiete westlich und süd-
westlich von Sirte, darunter der
Flughafen, seien eingenommen,
sagte einMilitärsprecher.
Schiffe vor der Küstenstadt wür-
den den IS-Kämpfern die Flucht
über dasMittelmeer unmöglich
machen. (dpa)

Der Dresdener Politikwissenschaftler Hans Vorländer spricht über die Auswirkungen von „Pegida“ auf die Demokratie

„Protest istkeinekonstruktiveLösungderProbleme“
Von Christina

handsChuhmaCher

Aachen. Die rechtspopulistische
AfD imUmfragehoch, die etablier-
ten Parteien imUmfragekeller und
egal, inwelches Land Europasman
blickt: Populistische Protestbewe-
gungen und Anti-Europa-Parteien
erhalten massiv Zulauf. Die Initia-
tive „Europäische Horizonte“ liegt
mit ihrer derzeit an der RWTH
Aachen stattfindenden Vortrags-
reihe „Populismus und Extremis-
mus in Europa“ also nah am Puls
der Zeit. Vor seinem Vortrag am
Mittwoch spricht der Dresdener
Politikwissenschaftler Prof. Hans
Vorländer im Interview über die
Empörung der Bürger und die Aus-
wirkungen auf die Politik.

In denMeinungsumfragen dümpeln
die Volksparteien im demoskopi-
schen Keller.Was bedeutet derVer-
trauensverlust für die Demokratie?

Vorländer:Die etablierten Parteien
erfahren diesen Vertrauensverlust,
weil die Menschen unzufrieden
sind und Antworten auf Fragen

verlangen, die ihnen nicht gege-
ben werden. Wenn nun aber auch
noch eine allgemeine Unzufrie-
denheit mit dem in Deutschland
geltendenpolitischen System–der
repräsentativen Demokratie – hin-
zukommt, weil man der Demokra-
tie nicht mehr zutraut, dass sie die
Probleme löst, hättenwir in der Tat
eine Krise. Dass die traditionell
starken Parteien so massiv an Ver-
trauen verloren haben, ist ein be-
denkliches Zeichen. Zumal sich
am rechtenRandmit der AfD eine
Gruppierung breit macht, die
diesen Protest gegen die „Alt-
parteien“ undbestimmte reprä-
sentativ-demokratische Ver-
fahren zu bündeln versteht.

Woher rührt gerade jetzt dieses
Unbehagen an der Politik?

Vorländer: Das hängt natürlich
stark mit der sogenannten Flücht-
lings- bzw. Migrations-
krise zusammen.
Die etablierten
Parteien haben
den Kurs von
Bundeskanz-

lerin Angela Merkel deutlich ge-
stützt. Insofernhaben sich diejeni-
gen, die mit Sorge den vielen
Flüchtlingen entgegen schauten,
nicht mehr vertreten gefühlt. Das
führt natürlich zu einem Vertrau-
ensverlust – nicht nur in die Steue-
rungsfähigkeit des Staates, son-
dern auch in die Bürgernähe der
politischen Parteien. Eine gewisse
Unzufriedenheit mit Blick auf die
etablierten Parteien war aber auch

schon vorher vor-
handen. Das hat
sich in der
wachsenden
Zahl von
Nichtwählern
gezeigt.

Was für ein Poli-
tikverständnis ver-

birgt sich hinter Be-
wegungen wie „Pe-
gida“ und Parteien
wie der AfD?

Vorländer: Es ist vollkommen legi-
tim, sich einen neuen Ansprech-
partner im politischen System zu
suchen, wenn man sich nicht
mehr verstanden fühlt. Das ist
im Augenblick eindeutig die AfD.
Das wird eine Demokratie aus-
halten können. Davon muss man
jene Leute unterscheiden, die auf
den Straßen protestieren, und
überhaupt nichts mehr mit Par-
teien anfangen können und im-
mer wieder nach direkter Demo-
kratie rufen. Dahinter steckt ein
vulgär-demokratisches Verständ-
nis, weil diese Menschen nicht be-
achten, dass sie ihre eigenen Vor-
stellungen in den politischen Pro-
zess einbringen müssen, dass im-
mer Kompromisse notwendig sind
und dass es nie darum geht, eins
zu eins die individuellen Interes-
sen in der Politik umgesetzt zu fin-
den. Das wird dort nicht akzep-
tiert. Demokratie besteht aus Viel-
falt von Meinungen und Interes-

sen. Bloßer Protest ist noch keine
konstruktive Lösung der politi-
schen Probleme.

Beklagt ein vulgär-demokratisches Politikver-
ständnis: Prof. HansVorländer. Foto: dpa

Kandidaten der Protestbewegung liegen nach der ersten Runde in Rom und Turin vorn. Bittere Niederlage für Regierungschef Renzi.

FünfSternemischendieMetropolen Italiensauf
Rom. Die Fünf-Sterne-Bewegung
(M5S) des europakritischen Starka-
barettisten BeppeGrillo hat bei der
Bürgermeisterwahl in Rom einen
massiven Erfolg verbucht. Die
Rechtsanwältin Virginia Raggi ge-
wann die erste Runde der Abstim-
mung mit deutlichem Vorsprung
und rund35 Prozent der Stimmen.
Die 37-Jährige hofft nun, nach der

Stichwahl am19. Juni als erste Frau
ins römische Kapitol einzuziehen.
Für Regierungschef Matteo Renzi
und seinen Partito Democratico
(PD) war das Ergebnis hingegen
eine bittere Niederlage. Die Wahl
in mehr als 1300 Gemeinden und
zahlreichen Metropolen galt als
wichtiger Stimmungstest für die
Mitte-Links-Regierung.

Renzis Kandidat Roberto Gia-
chetti (55) kam in Rom nur auf
knapp 25 Prozent. In zweiWochen
müssen sich die Bürger der Haupt-
stadt nun zwischen Giachetti und
Raggi entscheiden.

Die Wahlbeteiligung war mit
62,1 Prozent wie erwartet relativ
gering. In Rom hatten nur 57,1
Prozent ihre Stimme abgegeben.

Bis aufCagliari, woRenzis Bünd-
nis gleich im ersten Wahlgang
siegte, wurde in keiner der Metro-
polen Italiens die für den Sieg nö-
tige 50-Prozent-Marke geknackt.
Auch in Turin zog das M5S in die
Stichwahl ein.Die erst 31 Jahre alte
Unternehmerin Chiara Appen-
dino kam auf 31 Prozent, lag aber
deutlich hinter dem amtierenden

Bürgermeister Piero Fassino von
der PD (41,8 Prozent).

In Mailand lag Renzis Kandidat
Giuseppe Sala, der Chef der imOk-
tober zu Ende gegangenen Welt-
ausstellung in der lombardischen
Metropole, nur ganz knapp vor
Stefano Parisi vom Mitte-Rechts-
Lager. Beide gehen ebenfalls in die
Stichwahl. (dpa)

Von BasilWegener

Berlin. Es sind gezielte Ausfälle.
„Ihr Blut muss durch einen Labor-
test untersucht werden“, fordert
der türkische Präsident Recep
Tayyip Erdogan. Gemeint sind die
elf türkischstämmigenAbgeordne-
ten des Bundestags. In Wahrheit
seien sie wohl gar keine Türken. Er-
dogan steht damit an der Spitze
einer Welle der Kritik, Verun-
glimpfungen und Beschimpfun-
gen der Parlamentarier seit der Ar-
menien-Resolution des Bundes-
tags. Bei den Parlamentariern
wächst das Entsetzen, die Sicher-
heitsbehörden sind alarmiert.

„Das habe ich noch nicht erlebt“

Cem Özdemir kennt Hetze gegen
ihn, seit er 1994 zum erstenMal in
den Bundestag gewählt wurde. Ul-
tra-nationalistische Türken und
türkischstämmige Deutsche hat-
ten den jetzigen Grünen-Chef
ebenso im Visier wie deutsche
Rechtsextreme. „Dass das jetzt
durch den türkischen Staat orches-
triert wird, das habe ich noch
nicht erlebt.“Was seit der Verurtei-
lung der Massaker an den Arme-
niern im Bundestag passiert, „das
hat eine neueQualität“,meint Öz-
demir, der sich für die Behandlung
des heiklen Themas im Parlament
eingesetzt hatte.

„Viele normale Leute fühlen
sich durch Erdogan weiter aufge-
hetzt“, meint die Linken-Abgeord-
nete Sevim Dagdelen. Sie musste
auf ihrer Facebook-Seite Einträge
lesen, nachdem in der Türkei ein
Kopfgeld auf sie ausgesetzt sei oder
sie in Buchenwald Urlaubmachen
solle, Ort eines riesigenKonzentra-
tionslagers der Nazis.

Unmissverständliche Drohungen

Im Internetwird ein Steckbriefmit
den Bildern der Abgeordneten im-
mer wieder weiterverbreitet – und
mit unmissverständlichen Dro-
hungen versehen. Anonym wer-
dendie Parlamentarier Ziel vonBe-
leidigungen übelster Sorte. Die be-
troffenen Abgeordneten haben
teils aus Vorsicht bereits Termine
abgesagt. Manche wollen sich lie-
ber nicht äußern. Die enorme
Polarisierung in der Türkei, die
Auswirkungen der aufgeheizten
Stimmung haben das Parlament
erreicht. „Die Morddrohungen

gegen uns Abgeordnete . . . scho-
ckieren mich zutiefst“, sagt Inte-
grationsbeauftragte AydanÖzoguz
(SPD).

Die Berliner Polizei erhöhte die
Präsenz um Özdemirs Wohnung,
andere Abgeordnete
sprechenmit den Sicher-
heitsbehörden über so
einen Schritt. „Die aktu-
ellen Drohungen sind
uns bekannt“, sagt eine
Sprecherin des Bundes-
kriminalamts, „wir neh-
men sie sehr ernst, aber
kommentieren Einzel-
heiten zu geplanten
Maßnahmen nicht.“

Dagdelen meint, die Beschimp-
fungen seien alles andere als zufäl-
lig. In Türkei seien Regimekritiker
bereits verprügelt und ermordet
worden, nachdem sie von der Re-
gierung verunglimpft worden wa-

ren. „Ich bin deutsche Abgeord-
nete“, stellt sie klar.

Die Zwischentöne bei der Ver-
urteilung der Massaker an den Ar-
meniern im Osmanischen Reich
vor rund 100 Jahren als Völker-

mord kommen inden grobenAtta-
cken nicht vor. Özdemir hat seine
Rede ins Netz gestellt – viele krieg-
ten nur mit, dass er als „Verräter“
beschimpftwird, aber nicht, was er
eigentlich gesagt hat. „Viele Tür-
ken und ein Teil der Deutschtür-

ken beziehen ihre Informationen
von nationalistischen türkischen
Medien“, sagt er. „Da gibt es ein
unglaubliches Informationsdefi-
zit.“

Auch über Özdemirs Fraktions-
kollegin Ekin Deligöz ergießen
sich im Internet Beschimpfungen.
Sie fordert Kanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) zu einer klaren Zurück-
weisung Erdogans auf. Merkel hat
Erdogan laut ihrem Sprecher auf
die Souveränität des Bundestags
hingewiesen. Abgeordnete dürften
auch nicht in die Nähe von Terro-
risten gerückt werden, lässtMerkel
ausrichten. Erdogan hatte die Par-
lamentarier als verlängerten Arm
der verbotenen PKK bezeichnet.

Deligöz abermeint, solche Reak-
tionen würden Erdogan völlig kalt
lassen. Er verstehe nur, wenn man
ihm öffentlich, quasi auf Augen-
höhe entgegentrete.

Ein Mann sieht rot: Präsident Recep Tayyip Erdogan vor der türkischen Fahne. Foto: imago/Xinhua

Der türkische Präsident fordert Labortest von elf Abgeordneten des Bundestags. Die gezielten Ausfälle
lösen Entsetzen aus. Im Internet kursieren Steckbriefe von Özdemir und anderen Parlamentariern.

Jetztwill ErdoganBlutsehen Polenwirftder
EU-Kommission
Einseitigkeitvor
Warschau. Der polnische Außen-
minister Witold Waszczykowski
hat der EU-Kommission wegen
ihrer Stellungnahme zur umstritte-
nen Justizreform in Polen Einsei-
tigkeit vorgeworfen. „Sie berück-
sichtigt nicht die polnische Sicht-
weise“, sagte er gestern im Radio
RMF. Die Kommission solle sich
nicht mit der Rechtsstaatlichkeit
in Polen befassen, „weil sie nicht
verletzt wird“, sagte der national-
konservative Politiker. Im übrigen
interessiere ihn die Meinung der
Kommission nicht: „Das betrifft
nicht mein Ressort.“ Er habe das
Schreiben an Regierungschefin
Beata Szydlo und Präsident An-
drzej Duda weitergeleitet.

Die EU-Kommissionhatte in der
vergangenen Woche die nächste
Stufe imVerfahren zum Schutz der
Rechtsstaatlichkeit in Polen einge-
leitet. Die Justizreform lähmt nach
Ansicht von Kritikern, darunter
auch Rechtsexperten des Europa-
rates, das polnischeVerfassungsge-
richt. Die Richter selbst hatten das
Gesetz für verfassungswidrig er-
klärt. Die Regierung in Warschau
weigert sich jedoch, das Urteil an-
zuerkennen. (dpa)

USAmahnen in
ChinaLösung im
Inselstreitan
Peking. Die USA haben China vor
„einseitigen Aktionen“ im Südchi-
nesischen Meer gewarnt und eine
diplomatische Lösung der Insel-
streitigkeiten angemahnt. Beim
jährlichen strategischen und wirt-
schaftlichen Dialog beider Länder
forderte US-Außenminister John
Kerry gestern in Peking eine fried-
liche Beilegung des Disputs durch
Diplomatie und Verhandlungen.

„Wir beziehen keine Position
hinsichtlich der Ansprüche“, sagte
Kerry. „Die einzige Position, die
wir einnehmen, ist, dass dies nicht
durch einseitige Aktionen gelöst
werden sollte.“ Er räumteDifferen-
zen mit China auch über Men-
schenrechte, gerechten Handel
oderCyber-Sicherheit ein.DerDia-
log sei aber die beste Möglichkeit,
die Meinungsverschiedenheiten
auf kreativemWege zu verringern.

China beansprucht etwa 80 Pro-
zent des rohstoffreichen Seege-
biets, teils bis vor die Küsten der
Nachbarstaaten Philippinen, Viet-
nam und anderer Länder. (dpa)

Im Rahmen der RWTH-Vortrags-
reihe „Populismus und Extremis-
mus in Europa“ referiert heute
Abend die Politikwissenschaftlerin
Paula Diehl im Fordsaal (Super C,
Templergraben 57) über „Populis-
mus, Rechtspopulismus und Mas-
senmedien“. „Das Unbehagen an
der Politik und die Empörung der
Bürger“ ist der Vortrag von Prof.
HansVorländer amMittwoch-
abend überschrieben. Am Donners-
tag beendet Prof. Andreas Zick die
Reihe mit seinem Beitrag „Wut,
Verachtung, Abwertung – Rechts-
populistische und -extremistische
Ansichten in der Mitte der Gesell-
schaft.“ DieVorträge von Prof. Vor-
länder und Prof. Zick finden im
Hörsaal HKW 1,Wüllnerstraße 1,
statt. Beginn ist jeweils um 19 Uhr.

Vorträge zur Zukunft
Europas in Aachen

E Israels General-
staatsanwalt prüft
Vorwürfe, Minister-
präsident Benjamin
Netanjahu habe il-
legaleWahlkampf-
spenden angenom-
men. Ein französi-

scher Millionär habe während eines
anderen Betrugsverfahrens in Paris
die Summemit einer Million Euro
angegeben, berichtet der israeli-
sche Rundfunk. Es sei jedoch un-
klar, wann die Spende übermittelt
wurde und für welchenWahlkampf
sie gedient haben soll. Netanjahus
Büro habe die Übermittlung von
Finanzmitteln bestätigt, jedoch be-
tont, es handele sich nicht um ille-
gale Spenden. Im vergangenen Jahr
hatte der Generalstaatsanwalt be-
reits ein Ermittlungsverfahren we-
gen exzessiver Ausgaben in den
Wohnhäusern Netanjahus eingelei-
tet. Im Zentrum derVorwürfe steht
allerdings seine Ehefrau Sara. Text/
Foto: dpa

„Viele normale Leute fühlen
sich durch Erdogan weiter
aufgehetzt.“
SEVIM DAgDELEN, ABgEoRDNETE DER
LINKEN


